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Editorial

Was passiert mit Kindern und Jugendlichen, die

in diesen Zeiten erwachsen werden? Wenn man

kaum mehr weiß, wo man hinschauen soll, weil

es überall auf der Welt brennt: Griechenland,

Ukraine, der Nahe Osten, globale Flüchtlings

ströme, die Anschläge von Paris und überall auf

der Welt? Man könnte Pessimist werden oder

Weltverneiner, Eskapist, Einzelgänger - oder

Schlimmeres. Stattdessen geschieht etwas Ver

blüffendes: Die 12- bis 25-Jährigen sind opti

mistischer, idealistischer und sogar politischer

als die Generationen davor, zumindest wenn

man der aktuellen Shell Jugendstudie Glauben

schenkt, die im Oktober 2015 erschienen ist.

62 % der jungen Menschen seien sich sicher,

dass sie eine gute Zukunft haben werden, 52 %

sind optimistisch im Hinblick auf die Entwick

lung unserer Gesellschaft, so die Studie. Zudem

haben junge Menschen weniger Sorgen vor

Krankheit, schlechter Wirtschaftslage und Ar

beitsplatzverlust. Dass sie sich selbst gut ent

wickeln werden, davon waren auch die Jahr

gänge davor überzeugt, dass es dem Land gut

gehen wird, ist neu.

Wie konnte es zu diesen Entwicklungen kom

men? Die befragte Generation kennt die inter

nationale Krise als Normalzustand, während im

eigenen Land Apokalyptiker und Alarmisten

den Untergang herbeireden - wie soll man da

Optimist werden, politisch interessiert sein, ge

samtgesellschaftliches Engagement entwickeln?

Dennoch scheint die Sorge um Krieg, Terror und

Fremdenfeindlichkeit politisches Interesse zu

kreieren, wobei das Gegenteil für viele Beob

achter wohl naheliegender gewesen wäre. Die

anpackende Zuversicht der Jugendlichen, alle

samt Digital Natives und gut vernetzt, macht

Hoffnung. 46% der befragten Jugendlichen ga

ben an, politisch interessiert zu sein. Gleichzeitig

zeigt die Studie, dass gerade junge Menschen

ehrenamtlich engagiert sind; 72 % der befrag

ten Jugendlichen sind oft oder gelegentlich für

andere aktiv. Hauptinformationsquelle und, so

die Shell Studie, „Leitmedium" der Jugendlichen

für politische Themen ist zu allererst das Inter

net. Dabei ist das Netz einerseits Informations

medium, aber gleichzeitig auch Ort und Werk

zeug des Engagements und bietet damit neue

Potenziale für die Teilhabe junger Menschen.

Mit dem Wandel digitaler Medien und deren

Rezipienten, den medienpädagogischen Voraus

setzungen für einen gefahrlosen und nach

haltigen Umgang mit dem Web 2.0 sowie den

Möglichkeiten digitalen Engagements beschäf

tigt sich dieses Heft intensiv.

Das SchwerPunkt-Thema des Heftes wird von

Prof. Dr. Caja Thimm (Rheinische Friedrich-
Wilhelms-Universität Bonn) eröffnet. In ihrem

Beitrag referiert sie insbesondere den Wandel
digitaler Diskurse und digitaler Öffentlichkeit(en)

und konstatiert eine umfassende Mediatisie-

rung der Gesellschaft, die mit einem durch die
Netzkommunikation verursachten kategorialen

Wandel von Öffentlichkeit und Privatheit einher

geht. Prof. Dr. Horst Niesyto (Pädagogische

Hochschule Ludwigsburg) zeigt im Anschluss

daran in einem medienpädagogischen Aufsatz

historische Traditionslinien einer politisch-kul

turellen Medienbildung auf und benennt ver

schiedene Herausforderungen, vor denen die

Medienbildung aktuell steht. Im Folgenden

widmet sich Prof. Dr. Gerhard Vowe (Heinrich-

Heine-Universität Düsseldorf) den Ergebnissen
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Digitale Gesellschaft
Zum Wandel der (politischen) Öffentlichkeit im Digitalen Zeitalter

CAJA THIMM

Prof. Dr. Caja Thimm ist Universitätsprofessorin für Medienwissenschaft

und Intermedialität an der Rheinischen Friedrich-Wilheims-Universität Bonn,

Gastprofessorin an der Universite de Bourgogne und leitet aktuell ein

DFG-Projekt zum Thema „Deliberation im Netz".

Digitale Gesellschaft: Veränderte
Strukturen von Öffentlichkeit

Mit dem Aufkommen der digitalen, interak
tiven Medien und neuer Beteiligungs- und
Ofifentlichkeitsformen haben sich auch die

Strukturen von OfFentiichkeit verändert. Die

in den letzten Jahren entstandene NetzöfFent-
iichkeit ist nicht nur als ein intermediäres

Geflecht zwischen Gesellschaft, politischem
System und Organisationen (vgl. Jarren/Don-
ges 2011), sondern als ein interdependentes
System von OfFentiichkeit, Teil- und Gegen
öffentlichkeiten anzusehen. Dieser Wandel

beruht vor allem auf einer zentralen Verände

rung in der Technologie der Medienprodukti
on: Heute sind wir alle Medienproduzenten,
die mit einem Mausklick weltweit Informati

onen und Meinungen publizieren können.
Dieser kategoriale Umbruch, der mit dem
Begriff des „Web 2.0" umschrieben und mit
dem Schlagwort des „user-generated content"
verbunden ist, wurde in den letzen Jahren von
einem weiteren Technologieschritt fortge
führt: dem Social Web. Social Weh und Social

Media sind Begriffe, die die mediale Um
gebung von heute begrifflich entwerfen. Ein
bedeutsames Merkmal des Social Weh ist,

„dass es die Rezeption von Informationen,
Wissens- und Kulturgütern einerseits und de
ren Hervorbringung, Bewertung und Verbrei
tung andererseits in der täglichen Nutzung
eng miteinander verwebt" (Schmidt 2008:
26). Dadurch können die NutzerZ-innen Ar

tikel sowohl rezipieren als auch publizieren,
soziale Beziehungen zu Freunden und Interes-
sensgruppen pflegen oder Informationsange
bote wahrnehmen. Vor allem soziale Netz

werke wie Facebook oder Twitter ermöglichen
einen weltweiten Austausch, der unabhängig
von den traditionellen Diffusionswegen der
Medien eigenständige Community-Bildung
ermöglicht. Diese intensive Nutzung von
Sozialen Medien, die sich anhand der beein

druckenden Zahl von 1,5 Milliarden Face-

Z'oo^-NutzerZ-innen illustrieren lässt, verdeut

licht auch eine Modifikation und Ausweitung
von Öffentlichkeit. Obwohl die traditionellen

Massenmedien wie Zeitung, Radio oder Fern
sehen in Politik, Wirtschaff, Arbeit und Frei-
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zeit oder Bildung und Kunst auch heute noch
allgegenwärtig sind, haben sie inzwischen ihre
Monopolstellung als Vermittler zwischen po
litischen AkteurZ-innen und der Zivilgesell
schaff verloren. Das Internet übernimmt zu

nehmend die Funktion eines digitalen Ver
sammlungsortes (vgl. SiedschlagZRoggZWelzel
2002: 89) und eröffnet auch für kleinteiligere
Gruppeninteressen die Option zur Veröffent
lichung. Die Potenziale digitaler Medienange
bote bieten dementsprechend auch für poli
tisch motivierte Gegenkulturen Chancen,
politischen, sozialen und kulturellen Wandel
in Gang zu setzen (vgl. WinterZKutschera-
Groinig 2006). In diesem Zusammenhang
kommt besonders den Sozialen Netzwerken

w\t Facebook, YouTubeodtt TwitterFme neue.

Rolle zu: sie stellen in einer sich zunehmend

im digitalen Raum bewegenden Gesellschaft
eine Option für andere politische und zivilge
sellschaftliche Handlungsformen dar. Prinzi
pielle Vorteile elektronischer Medien wie
Gleichzeitigkeit, Unmittelbarkeit, Ortsunge-
bundenheit und Anonymität fördern dabei
entscheidend neue Möglichkeiten jedes Ein
zelnen, Öffentlichkeit herzustellen.

Diese zunächst durch die medientechno

logischen Rahmenbedingungen entstanden
Nutzungsoptionen haben in den letzten Jah
ren bei vielen Menschen die Hoffnung ge
nährt, über Soziale Medien mehr Einfluss auf

die Gestaltung demokratischer Gesellschaffs
formen zu bekommen. Politische und gesell
schaftliche Entwicklungen wie der sog. Ara
bische Frühling, die globale Occupy-Bewe-
gung oder regionale und lokale Proteste von
Bürgergruppen wie bei „Stuttgart 21" (vgl.
ThimmZBürger 2013) belegen, dass neue so
ziale Medien für den demokratischen Artiku-

lationsprozess zunehmend auch inter- und
transnational beträchtliche Bedeutung haben.

Plattformen wie Twitter, Facebook oder Yoti-

Tiibe eröffnen den Nutzern dabei bis dato

nicht dagewesene Möglichkeiten der (Re-)
Distribution von politischen Inhalten und
Präferenzen. Dass diese Distributionsformen

aber nicht nur von demokratischen, sondern

auch intensiv von terroristischen Kräften wie

dem „Islamischen Staat" genutzt werden, ver
weist auf eine neue Herausforderung im Hin
blick auf die Regulierung der Internetöffent
lichkeit.

Digitale Diskurse und digitale
Öffentlichkeit im Wandel

Die Sozialen Medien und die durch sie gege
benen Möglichkeiten der eigenständigen Her
stellung von Öffentlichkeit durch digitale
Partizipation (vgl. Einspänner-Pflock/Dang-
AnhZThimm 2014) haben neue Formen digi
taler Diskurse begründet. Das Internet bietet
aus dieser Sicht „soziotechnische Tools, um
Informationen über Normverletzungen zu
gewinnen, alternative Deutungsmuster zu
verbreiten und auch jenseits nationaler Gren
zen Protestnetzwerke aufzubauen und zur
Teilnahme an Protestaktionen zu mobilisie

ren" (Baringhorst 2009: 630). Es sind aber
nicht nur Önline-Proteste denkbar, sondern
auch eine Reihe weiterer formalisierter und
nicht-formalisierter Partizipationsmöglich
keiten, wie beispielsweise die Nutzung von
Önline-Petitionen, die Diskussion über poli
tische Themen in Chats oder Foren, die Mög
lichkeit Mailinglisten abrufen zu können,
Tweets mit @-mentions direkt an Politiker zu

schreiben oder auf Facebookvu posten. Durch
neue Plattformen wird politische Kommuni
kation direkter, die örganisation von politi
schen Kampagnen flexibler und gemein-
schaffliches Handeln vernetzten Das Internet
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substituiert dabei nicht zwangsweise her
kömmliche Formen politischer Partizipation,
sondern ergänzt sie. Mit der steigenden Ak
zeptanz von Social Media bei den Nutzern
geht demnach auch eine steigende Bedeu
tung fiir die politische Nutzung einher (vgl.
Emmer/Wolling 2011: 198). Aber auch die
NutzerZ-innen werden im Gegenzug transpa
renter: Die Klarnamenpolitik von Facebook
ermöglicht es, das Nutzerprofil auch in einer
breiteren OfFentlichkeit zu sehen. Dies scheint

aber die meisten NutzerZ-innen nicht zu stö

ren, selbst wenn sie extreme Positionen dort

veröffentlichen. So wurden auch viele rechts

radikale, fremdenfeindliche und rassistische

Posts im Umfeld der Flüchtlingskrise unter
Klarnamen veröffentlicht.

Diese große Bandbreite an soziotech-
nischen Kommunikationsoptionen hat dazu
geführt, dass in den vergangenen Jahren nicht
nur die Politik, sondern auch Unternehmen

ihren Weg in die sozialen Medien gefunden
haben. Aber diese Netzpräsenz birgt auch
Risiken - besonders für diejenigen, die die
Netzkultur entweder nicht kennen oder nicht

verstehen, bzw. sich im digitalen Raum falsch
verhalten. Insbesondere die Schnelligkeit der
Reaktionen von Menschen rund um den

Globus, die hohe Verdichtung des Informa
tionsaustausches und die weltweite Verbrei

tung von Produkten macht Politik(erZ-innen)
und auch die Wirtschaft in der digitalen Öf
fentlichkeit verletzbarer. Von daher erscheint

es nicht nur für die Politik, sondern aus einem

gesamtgesellschaftlichen Interesse hoch rele
vant, die emergenten neuen Formen digitaler
Öffentlichkeit besser zu verstehen.

Digitale Öffentlichkeit - Zwischen
Fragmentierung, Elitediskurs und
neuer Partizipationskultur

Betrachtet man den medialen Wandel und die

oben skizzierten strukturellen Veränderungen
der Konstruktion von Öffentlichkeit und öf

fentlichen Diskursen, so stellt sich die Frage,
ob das grundlegende Modell von Habermas
für diesen digitalen Strukturwandel noch
Geltungskraft besitzt (vgl. Habermas 1992;
ThimmZEinspännerZDang-Anh 2012). Ha
bermas sieht die Öffentlichkeit als den Ort an,
an dem sich politische Meinungs- und Wil
lensbildung (Input) der BürgerZ-innen einer
Demokratie ereignet, die sich ihrerseits (ra
tional) in öffentlichen Diskursen vollzieht

und so kollektiv verbindliche Entscheidungen
des politischen Systems (Output) legitimiert.
Dieses Modell der „deliberativen Demokra

tie" basiert maßgeblich auf den Zugriffsmög
lichkeiten der BürgerZ-innen auf den öffentli
chen Diskurs. Überträgt man dieses Modell
auf die digitale Welt, so wird der verengende
Charakter eines solch normbasierten Ansatzes

schnell deutlich. Während die traditionelle

Öffentlichkeit von journalistischen Recher
che- und Selektionsprozessen und entspre
chende Agenda-Setting-Prozessen bestimmt
wird, gilt dies für die digitale Öffentlichkeit
im Social Web nicht. Zudem herrschen hier

andere Formen der Aufmerksamkeitskonsti

tution - so kann in der digitalen Öffentlich
keit auch „Mikro-Partizipation" von Relevanz
sein, und bereits ein Mausklick kann Millio

nen von Reaktionen zur Folge haben. Im Zu
sammenhang mit politischer Partizipation
werden solche minimalen Aktivitäten aller

dings noch häufig abwertend als „slacktivism"
oder „clicktivism" negativ etikettiert (vgl.
Christensen 20II). Nicht beachtet wird da-

10 JOURNAL FÜR POLITISCHE BILDUNG 1/2016

bei, dass das Eiken, Posten oder Kommentie
ren von politischen Inhalten als eine Form von

Mikro- bzw. Sub-Aktivismus verstanden wer
den muss, der einer dezidiert politischen Ak
tivität oft vorgelagert ist.

Analysiert man die Einschätzungen der ak
tuellen Entwicklung im Hinblick auf die Ent
stehung einer digitalen Öffentlichkeit im In
ternet aus einer grundsätzlicheren Perspektive,
so zeigt sich ein ausgesprochen heterogenes
Bild. Viele Studien betonen das Potential des

Netzes, politische Beteiligung zu demokrati
sieren und zu erweitern (z. B. Dahlgren 2009).
Weniger optimistische Perspektiven dagegen
verweisen auf die möglichen negativen Seiten
dieser Entwicklung, wie die Fragmentierung
bzw. Polarisierung der Gesellschaft, oder die
Beeinflussung von Informationsflüssen durch
die Macht von Algorithmen großer Medien
unternehmen, wie dies EU Pariser (2011) in

seinem Modell der „Filter Bubble" befürchtet.
Beklagt werden auch eine allgemeine intellek
tuelle Verflachung und die Ausprägung von
Elitediskursen (vgl. Carr 2010). Noch weiter
geht Morozov (2011), der das Risiko von
Überwachungsstrukturen aufseiten von Re
gierungen thematisiert und die Hoffnung auf
eine netzbasierte Demokratisierung als reine
Illusion {„net delusion") bezeichnet. Aller
dings, so lässt sich kritisch anmerken, erschei
nen diese Ansätze sehr pauschalisierend und
wenig auf die konkreten Kontexte von öffent
lichen Diskursen bezogen.

Vielmehr, so zeigen die Forschungen im
DFG-Schwerpunkt „Mediatisierte Welten",
ist es nötig, die Prozesse zur Herstellung digi
taler Öffentlichkeit genauer zu differenzieren.
Dazu erscheint es relevant, auch solche Struk

turen/Gruppen einzubeziehen, die sich aus
quantitativet Sicht als „Mini-publics" be
zeichnen lassen.

Digitale Öffentlichkeit und
„Mini-publics"

Als eine der gravierendsten aktuellen Ent
wicklungen des Internets lässt sich die zuneh
mende Ausprägung in Einzelmedien und Ein
zelplattformen anführen, die über die große
Menge an Nutzer/-innen ihre ganz eigenen
Logiken durchsetzen können. Daher muss das
Internet heute als eine Medienumgebung an
gesehen werden, die immer mehr von diesen
institutionell und fünktionell bestimmenden

Medienlogiken wie die von Facebook, Twitter,
Instagram oder YouTube dominiert wird.
Während sich im vordigitalen Zeitalter die
Massenmedien als Gatekeeper und Agenda
setter definierten, ist dies bei den Sozialen

Medien bisher nicht explizit der Fall, obwohl
sie in vielfältiger Art und Weise als öffentliche
Themeninkubatoren füngieren. Zu beobach
ten ist jedoch eine andere Dynamik der Her
stellung von Öffentlichkeit: Auch kleinere
Foren oder Gruppen, die zunächst nur über
eine geringe Beteiligung verfügen, können
sich rasant zu massenhaften Bewegungen er
weitern, wie an diversen „Shitstorms" deutlich

wird (vgl. Bieber/Härthe/Thimm 2015). Die
Ausprägung dieser Dynamiken digitaler
Öffentlichkeit wurde von Thimm (2015) in
Form eines Modells der „Mini-publics" kon
zipiert. Solche „Mini-publics", die sich durch
eine Verschränkung verschiedener Medien im
Sinne einer "polymedialen" Mediennutzung
auszeichnen, werden im digitalen Umfeld zu
nehmend häufig beobachtet. Sie formieren
sich entlang spezifischer Themen und Inhalte
und entwickeln eigene Strukturmerkmale, die
von Nutzerrollen, Themenentwicklung und
Zeitrahmen beeinflusst werden. Auch die

Optionen der technischen Medienlogiken
der Plattformen selbst, wie Hashtags und
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Retweets bei Twitter, bestimmen die Kon

struktion solcher Öffentlichkeiten (vgl. Ein
spänner-Pflock/Anastasiadis/Thimm 2015).
Entsprechend lassen sich die folgenden Typen
von „Mini-publics" unterscheiden:
1. Nutzer-initiierte Mini-publics: Das Dis

kursthema wird von den Nutzern initiiert,

die in einigen medialen Umfeldern auch
die Rolle des Moderators annehmen kön

nen (wie z.B. in Blogs). Dafür braucht es
keinen konkreten Anlass.

2. Ereignisbezogene Mini-publics: Realwelt
liche Ereignisse können intensive Beteili
gung und weitergehende Aktivitäten auslö
sen. Dies können z.B. Naturkatastrophen
und Unfälle, politische Ereignisse (wie
Wahlen) oder kulturelle (Popkonzerte) so
wie sportliche Ereignisse (Olympiade,
Fußball-Weltmeisterschaften) sein. Diese

Form der „Mini-publics" ist durch hoch
verdichtete und zeitlich beschränkte Akti

vitätsmuster ausgezeichnet, die sich mit zu
nehmendem zeitlichem Abstand zum Ur

sprungsereignis abschwächen. Diese Form
der „Mini-public" beginnt zumeist als „ad
hoc mini-public". Neben diesen intensi
ven und zeitlich begrenzten „Mini-publics"
existieren aber auch andere Formen solcher

kleinerer Öffentlichkeiten, die sich als

„Over-time mini-publics" bezeichnen lassen
und Themen längerfristig in der Diskussi
on halten.

3. Kommerziell gelaunchte Mini-publics: Im
mer mehr Unternehmen haben die Macht

kleinerer Öffentlichkeiten für ihr Marke

ting entdeckt. So kann digitales Empfeh
lungsmarketing als vitales Marketing
(„word-of-mouth") erfolgreicher sein als
große Werbekampagnen. Nicht immer
jedoch funktioniert die Hersteilung von
Öffentlichkeit wie von den Unternehmen

gewünscht, so sind auch „digitale Feuer
stürme" oder „Shitstorms" keine Selten

heit.

Solche kleineren Öffentlichkeiten entstehen,

wie erwähnt, häufig aus einer realtweltlichen
Situation als „ad-hoc Mini-publics". Ein ty
pischer Fall ist das Verkehrsprojekt „Stuttgart
21", das zur Herausbildung des Begriffes des
„Wutbürgers" beigetragen hat (vgl. Thimm/
Bürger 2013).

Betrachtet man die Vielzahl dieser „Mini-

publics", so muss betont werden, dass diese
keineswegs als minderwertig oder „victims of
fragmentation" anzusehen sind, wie einige
Forscher meinen (vgl. Webster/Ksiazek 2012).
Vielmehr sind sie eine eigenständige Formie
rung von Öffentlichkeit in einer zahlenmäßig
kleineren diskursiven Umgebung, wie z. B.
einem Forum oder Facebook-Grup^e, die zur
Meinungsbildung beiträgt. Aus dieser Sicht
sollten „Mini-publics" als ein konstitutives
Subset und festes Element der digitalen Öf
fentlichkeit angesehen werden. Dazu gehört
auch die Einbeziehung häufig abgewerteter
Partizipationsformen, die unter „lurking",
„clicktivism" oder „slacktivism" subsumiert

werden (vgl. Christensen 2011).
Viele dieser digitalen „Mini-publics" bezie

hen Traditionsmedien insofern ein, als dass sie
über Querverweise auf andere Medien einen
polymedialen Raum schaffen, der eine grö
ßere Menge an Aufmerksamkeit erhält, ohne
dass seine eigene Diskursqualität verändert
wird. Dabei spielen die medienspezifischen
Optionen eine große Rolle; so hat sich bei
spielsweise nach den Pariser Anschlägen auf
die Redaktion von Charlie Hebdo im Frühjahr
201 5 auf Twitter e\nt große Breite von Hash-
tags im Sinne einer „Hashtag-Familie" gebil
det, mit deren Hilfe dieses spezifi.sche Thema

debattiert wurde. Eine „Hashtag-Familie"
bestand z. B. aus #CharlieHebdo, #WeAreAll-

Charlie, #NousSommesCharlie, #JeSuisCharlie,
oder je nach politischer Haltung dann später
auch aus Hashtags wie #JeSuisAhmed (in Er
innerung an den getöteten Polizisten), oder
ifJeNeSuisPasCharlie (als Gegenargument),
#ContreLesTerroristes oder als konkrete Akti

onshinweise wie #MarcheReptMicaine.

Fazit

Die skizzierten Strukturmerkmale von digi
taler Öffentlichkeit verweisen darauf, dass wir
uns in einem massiven Transitionsprozess be
finden - der „Mediatisierung der Gesellschaft"
(Krotz 2007). Dieser Prozess bedeutet u.a.

einen kategorialen Wandel von Öffentlichkeit
und Privatheit, der durch die Netzkommuni

kation verursacht wird. Es lässt sich konstatie

ren, dass der Transitionsprozess im Hinblick
auf die Ausbildung einer digitalen Öffentlich
keit einen wichtigen Markstein im Hinblick
auf gesamtgesellschaftliche Veränderungen
darstellt. Dabei spielt die Herausbildung von
„Mini-publics" eine wichtige Rolle.

Auch für die persönlichen Lebenswelten
hat diese Veränderung von Öffentlichkeits
strukturen und -kulturen vielfältige Folgen,
da diese Sphären für viele, besonders jüngere
Menschen, heute kaum noch zu trennen sind:

Um bei Facebook Freunde zu treffen, muss

ich einen gewissen Grad von Öffentlichkeit in
Kauf nehmen. Zudem birgt die Publizität und
Transparenz, die mit der Nutzung sozialer
Medien verbunden ist, neue Risiken in Bezug
auf die Kontrolle eigener Datenbestände. So
sind anonyme Proteste heute über das Netz
kaum noch möglich, und politische Akti
visten leben in einigen Ländern inzwischen
gefährlicher als vor der Digitalen Wende.

Es lässt sich festhalten, dass für alle Gesell

schaften durch die digitalen Medien und ins
besondere die Sozialen Medien wie Facebook,

You Tube, Twitter oder Instagram neue kom
munikative Umwelten entstehen, die sich den

üblichen Mechanismen von Kontrolle und

den bisher vertrauten Formen der Informati

onsdistribution entziehen. Die alltägliche
Nutzung der populären Plattformen ist füt
viele ein eher oberflächlicher Automatismus.

Parallel zur Alltagsroutine bildet sich aber,
und dies ist ein alarmierender Befund im

Hinblick auf die Ausbildung digitaler Un
gleichheit, eine digitale Elite heraus. Hier
zeichnen sich neue Herausforderungen einer
digitalen Gesellschaft im Bereich der Bil
dungspolitik ab - die Erkenntnis, dass digitale
Literalität ein Kernthema gesellschaftlicher
Entwicklung ist, beginnt sich erst sehr zöger
lich zu etablieren.
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